
  

 

 

Stellungnahme 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/2881 

über Luftqualität und saubere Luft für Europa und Entwurf einer 

Neufassung der 39. BImSchV 

 

Berlin, 18.6.26 

 

Vorbemerkung 

Die Luft, die wir atmen ist in den letzten Jahrzehnten deutlich sauberer geworden. Dennoch 

ist die Konzentration besonders gefährlicher Luftschadstoffe nach wie vor zu hoch. Jährlich 

sterben alleine in Deutschland immer noch rund 100.000 Menschen vorzeitig an den Folgen 

zu hoher Feinstaub-, Stickstoffdioxid- und Ozonbelastung, wie aktuelle Zahlen der 

Europäischen Umweltagentur zeigen.1  

Eine wichtige Quelle ist der motorisierte Straßenverkehr mit Pkw, Lkw und Bussen. Trotz 

kontinuierlich verschärfter Vorgaben bei der Abgasgesetzgebung sind die realen Emissionen 

bei den Fahrzeugen nicht im selben Umfang gesunken. Ein wesentlicher Grund: Fahrzeuge 

haben zwar die Grenzwerte auf dem Rollenprüfstand eingehalten, aber im Straßenbetrieb um 

ein Mehrfaches überschritten. Mit den aktuellen Abgasnormen für Neufahrzeuge ist die 

Einhaltung auf der Straße weitestgehend sichergestellt, dennoch prägen noch viele ältere 

Fahrzeuge mit schwächeren Abgasnormen das Straßenbild und damit die 

Immissionssituation. 

Umso wichtiger sind strengere Grenzwerte für die Luftqualität, um mit wirksamen 

Maßnahmen die Gesundheitsgefährdung der Bevölkerung so weit wie möglich zu verhindern. 

Insofern begrüßen wir die neuen Vorgaben der EU-Luftqualitätsrichtlinie als einen wichtigen 

Schritt zum Schutz der Bevölkerung vor Umwelteinwirkungen, bemängeln allerdings das 

fehlende Ambitionsniveau. Folgt man den wissenschaftlichen Empfehlungen der WHO, 

müssten die Vorgaben wesentlich schärfer ausfallen. 

In diesem Zusammenhang fordern wir die Bundesregierung auf, den nationalen Spielraum für 

strengere Vorgaben zu nutzen, anstatt die EU-Richtlinie nur 1:1 umzusetzen. 

Im Folgenden nehmen wir zu einzelnen Aspekten des Gesetzesentwurfs Stellung. 

Gleichzeitig möchten wir auf die Stellungnahme der Deutschen Umwelthilfe verweisen, der 

wir uns vollumfänglich anschließen. 

  

                                                           
1 https://www.eea.europa.eu/en/analysis/publications/harm-to-human-health-from-air-pollution-burden-of-disease-
status-2025?activeAccordion=b09c6072-6c15-437a-aff5-1346e185ba73 



  

 

Änderung der 39. Bundes-Immissionsschutzverordnung 

Zu § 15 – Verlängerung der Frist für das Erreichen bestimmter Grenzwerte 

Die vorgesehenen Fristverlängerungen von bis zu zehn bzw. fünf Jahren sind sachlich 

unbegründet und stehen dem Ziel eines schnellen Gesundheitsschutzes entgegen. 

Angesichts vorliegender wissenschaftlicher Erkenntnisse zu wirksamen 

Minderungsmaßnahmen sind sie nicht erforderlich und sollten gestrichen werden. 

Falls Fristverlängerungen beibehalten werden, dürfen sie nur in eng begrenzten 

Ausnahmefällen und nach strenger Einzelfallprüfung gewährt werden. Eine pauschale 

Verschiebung der Grenzwerte bis in die 2030er Jahre oder darüber hinaus ist auszuschließen 

– auch vor dem Hintergrund der Erfahrungen aus der Einhaltung der Vorgaben aus der 

bestehenden Richtlinie. In Deutschland wurden erst 2024 und damit 14 Jahre verspätet die 

Vorgaben für NO2 flächendeckend eingehalten.  

Voraussetzung für jede Verlängerung muss der Nachweis sein, dass alle lokal verfügbaren, 

geeigneten und verhältnismäßigen Maßnahmen ausgeschöpft wurden. Maßnahmen, die in 

den Anhängen der EU-Luftqualitätsrichtlinie genannt werden, dürfen dabei nicht pauschal als 

unverhältnismäßig ausgeschlossen werden. 

 

Zu § 16 – Luftreinhaltepläne und Luftreinhaltefahrpläne  

Luftreinhaltepläne und -fahrpläne müssen deutlich verbindlicher werden und wirksame, 

überprüfbare, schadstoffspezifische sowie fristgebundene Maßnahmen enthalten – 

insbesondere auch im Verkehrsbereich. Dafür sind den zuständigen Behörden weitergehende 

rechtliche Befugnisse einzuräumen, etwa für Fahrbeschränkungen, flächendeckendes Tempo 

30 und Nullemissionszonen. 

Der Verzicht auf Luftreinhaltefahrpläne allein auf Basis günstiger Prognosen ist kritisch, da 

diese unsicher sind. Um Untätigkeit zu vermeiden, müssen Annahmen und Datengrundlagen 

vollständig transparent und überprüfbar sein. 

Für Ozon ist lokale Luftreinhalteplanung ungeeignet, da es nicht direkt vor Ort entsteht. 

Maßnahmen zur Minderung der Ozonbelastung sollten daher auf Bundesebene koordiniert 

und vom Bundesumweltministerium verantwortet werden. 

 
  



  

Zu § 17 – Pläne für kurzfristig zu ergreifende Maßnahmen  

Die in § 17 vorgesehenen Pläne für kurzfristig zu ergreifende Maßnahmen müssen 

sicherstellen, dass bei drohenden oder eingetretenen Belastungsspitzen schnell und wirksam 

gehandelt wird. Aus Sicht des VCD reicht es nicht aus, solche Pläne auf Schutz- und 

Verhaltensempfehlungen für die Bevölkerung zu beschränken. Erforderlich sind konkrete 

Maßnahmen zur kurzfristigen Minderung der Emissionen an der Quelle.  

Maßnahmen wie Verkehrsbeschränkungen, vorübergehende Einschränkungen 

emissionsintensiver Tätigkeiten, kostenlose oder vergünstigte öffentliche Verkehrsmittel 

sowie gezielte Schutzmaßnahmen für vulnerable Gruppen müssen vorab vorbereitet und im 

Ereignisfall verbindlich umgesetzt werden können. 

 
 

Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes  
 

Zu § 47 Absatz 4a BImSchG 

Im Gesetzentwurf bleibt § 47 Absatz 4a BImSchG unverändert, obwohl diese Regelung 

faktisch überholt ist. Die bisherige gerichtliche Auslegung, wonach Verkehrsverbote auch 

knapp unterhalb von 50 μg/m³ ausgeschlossen werden können, verliert angesichts des 

abgesenkten Grenzwerts von 20 μg/m³ ihre Grundlage. 

Die Annahme, Grenzwerte könnten ohne Verkehrsverbote auch bei deutlich höheren 

Belastungen eingehalten werden, ist nicht nachvollziehbar. Damit fehlt der Regelung eine 

sachliche Basis. 

Zudem widerspricht die Beibehaltung der Vorschrift europäischem Recht, da 

Verkehrsmaßnahmen wie Zufahrtsbeschränkungen ausdrücklich als geeignete Instrumente 

zur Luftreinhaltung vorgesehen sind. § 47 Absatz 4a sollte daher gestrichen werden. 
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